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BEITRÄGE

Mit der zu 7 Ob 70/14s ergangenen Entscheidung hat sich 
der OGH erstmals zur Serienschadenklausel in der Berufs-
haftpfl ichtversicherung der Rechtsanwälte geäußert. Nach 
Ansicht des Autors ist das Ergebnis des OGH-Judikates rich-
tig, jedoch nicht in der deckungsrechtlichen Einordnung 
des Sachverhaltes in das System der Serienschadenklausel 
der AVBV (= Allgemeine Versicherungsbedingungen zur 
Haftpfl ichtversicherung für Vermögensschäden). Der Bei-
trag zeigt dies auf und skizziert im Anschluss an den OGH 
weitere Überlegungen zur AGB-rechtlichen Einordnung 
der Serienschadenklausel sowie zur Wirksamkeit der Se-
rienschadenklausel in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung.

1. SACHVERHALT

Ein Rechtsanwalt war als Treuhänder beauftragt und hatte zu-
folge einer zwischen ihm, einem Werkunternehmer und einem 
Werkbesteller abgeschlossenen Treuhandvereinbarung dem 
Werkunternehmer Kaufpreiserläge von Reihenhauskäufern zur 
Errichtung eines Rohbaues einer Reihenhaussiedlung nach 
Ratenplan und Baufortschritt zur Begleichung seines Werk-
lohnes auszubezahlen. Der Werkunternehmer kündigte später 
den Werkvertrag wegen Streitigkeiten mit dem Werkbesteller. 
Der Rechtsanwalt verstand die Kündigung des Werkvertrages 
gleichzeitig auch als „Kündigung“ der damit korrespondierenden 
Treuhandvereinbarung. In der Folge überwies der Treuhänder 
die bei ihm erlegten Kaufpreise in mehreren Teilzahlungen über 
5 Jahre hindurch nicht mehr an den Werkunternehmer, sondern 
an den Werkbesteller. Da der Werkunternehmer seinen Werk-
lohn vom Werkbesteller nicht erstattet bekam, klagte der Werk-
unternehmer den Rechtsanwalt auf Zahlung des Werklohnes. 
Die Haftpfl icht des Rechtsanwaltes wurde in zwei Vorprozessen 
rechtskräftig festgestellt. Der Rechtsanwalt ging, so das Ergeb-
nis der Haftpfl ichturteile, rechtswidrig von der Unwirksamkeit der 
Treuhandvereinbarung (durch „Kündigung“) aus und hatte des-
halb die Kaufpreiserläge unzulässig nicht dem Werkunterneh-
mer weitergeleitet. Nachdem sowohl der Werkunternehmer als 
auch der Rechtsanwalt in Konkurs gingen, pfändete der Insol-
venzverwalter des Werkunternehmers den Deckungsanspruch 
des Rechtsanwaltes gegen dessen Haftpfl ichtversicherer zur 

1 Der Autor dankt Herrn Mag. Thomas Wagner für die kritische Durchsicht 
des Manuskriptes.

Hereinbringung des rechtskräftig zugesprochenen Schaden-
ersatzes und verlangte vom Haftpfl ichtversicherer des Rechts-
anwaltes Deckung. Die Haftpfl ichtversicherung stellte die ver-
traglich vereinbarte Versicherungssumme einmal zur Verfügung. 
Die einmalige Auskehrung der Versicherungssumme reichte 
dem Insolvenzverwalter nicht, da seiner Ansicht nach mehrere 
Verstöße gesetzt wurden und deshalb der Versicherer zur mehr-
fachen Auszahlung der Versicherungssumme verpfl ichtet sei. 
Der Insolvenzverwalter klagte die Berufshaftpfl ichtversicherung 
des Rechtsanwaltes auf Deckung. Mit der Entscheidung zu 
7 Ob 70/14s entschied der OGH diesen Deckungsstreit.

2. ENTSCHEIDUNG DES OGH

Wird ein Treuhandvertrag aufgrund eines Willensentschlusses 
(sich nicht mehr an den Treuhandauftrag zu halten) gegenüber 
einer Person (dem Werkunternehmer) verletzt und entsteht 
durch Auszahlung mehrerer Geldbeträge über eine bestimm-
te Zeitperiode hinweg ein Schaden, so liegt nach Ansicht des 
OGH mit Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV ein einheitlicher Ver-
stoß vor. Bei einem fortgesetzten, gleichartigen und auf einem 
einheitlichen Willensentschluss basierenden Verhalten handle 
es sich um einen einheitlichen Verstoß (Dauerverstoß), der sich 
auch über einen längeren Zeitraum durch treuwidrige Auszah-
lungen erstrecken könne. Der OGH ging von einem „Dauerver-
stoß“ aus und ließ den Versicherer nur einmal mit der Versiche-
rungssumme „haften“. Danach prüfte der OGH die Klausel des 
Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV auf ihre AGB-rechtliche Zuläs-
sigkeit. Der OGH stellte weder einen Verstoß gegen § 864a 
ABGB (Geltungskontrolle) noch gegen §  879 Abs  3 ABGB 
(Inhaltskontrolle) fest. Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV sei zudem 
eine „übliche Leistungsbegrenzung“ und entfalte auch in Ent-
sprechung des § 158c Abs 1 bzw Abs 3 VersVG iVm § 21a 
Abs 3 RAO bzw § 149 VersVG in der Pfl ichthaftpfl ichtversiche-
rung Wirksamkeit gegenüber dem geschädigten Dritten. Der 
OGH deutete an, den Sachverhalt auch unter die „eigentliche“ 
Serienschadenklausel des Art 3 Abs 1 lit c Satz 2 AVBV zu sub-
sumieren, unterließ dies jedoch, weil er einen Dauerverstoß iSd 
Art  3 Abs  1 lit  c Satz 1 AVBV annahm. Er ließ offen, ob die 
Serienschadenklausel der AVBV der Geltungs- und Inhaltskont-
rolle standhalten würde, hätte er sie im konkreten Fall anzuwen-
den gehabt. Ebenso ließ er offen, ob die Serienschadenklausel 
gegenüber dem geschädigten Dritten Wirksamkeit entfalten 
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würde. Abschließend hielt der OGH fest, der Versicherungsfall 
sei zu jenem Zeitpunkt eingetreten, zu welchem der erste Ver-
stoß im Rahmen des Dauerverstoßes (= erste Auszahlung der 
Treuhandvaluta) gesetzt wurde.

3. STELLUNGNAHME

3.1. ALLGEMEINES

3.1.1. „Sämtliche Folgen“ eines Verstoßes
Das deckungsrechtliche Ergebnis der OGH-Entscheidung ist 
richtig, nicht jedoch ihre versicherungsrechtliche Einordnung in 
das System der Serienschadenklausel der AVBV. Art 3 Abs 1 
lit c Satz 1 AVBV regelt nicht den Fall eines Serienschadens, 
sondern das Versicherungsfallprinzip in der Berufshaftpfl icht-
versicherung. Ist der Verstoß der Versicherungsfall in der Be-
rufshaftpfl ichtversicherung (vgl Art  1 und Art  2 Abs  1 AVBV) 
und steht die Versicherungssumme pro Verstoß zur Verfügung, 
muss „für sämtliche Folgen eines Verstoßes“ die Versicherungs-
summe auch nur einmal bezahlt werden.2 Die AGB-rechtlichen 
und pfl ichthaftpfl ichtversicherungsbezogenen Ausführungen 
des OGH zur Zulässigkeit des einheitlichen (Dauer-)Versto-
ßes iSd Art  3 Abs  1 lit  c Satz 1 AVBV sind zutreffend, aber 
selbstverständlich. Entscheidet sich der Haftpfl ichtversicherer 
bei der Ausgestaltung des Versicherungsvertrages für ein be-
stimmtes Versicherungsfallprinzip (im konkreten Fall für das 
Verstoßprinzip), können die Rechtsfolgen des Versicherungs-
fallprinzips grds AGB-rechtlich nicht anstößig sein.3 Gleiches 
gilt für die Frage, ob das Verstoßprinzip mit der Beschränkung 
der Versicherungssumme auf den jeweiligen Versicherungsfall 
pfl ichthaftpfl ichtversicherungsrechtlich drittwirksam ist. Da in 
§ 21a Abs 3 RAO die Versicherungssumme „für jeden“ Versi-
cherungsfall als Mindestdeckungsstandard defi niert ist, muss 
bei Vorliegen (nur) eines Verstoßes dessen leistungsbegrenzen-
der Folge (die nur einmalige Leistung der Versicherungssumme) 
gegenüber dem pfl ichthaftpfl ichtversicherungsgeschützten ge-
schädigten Dritten Wirksamkeit zukommen.4

Der vom OGH zu entscheidende Sachverhalt ist tatsächlich 
kein Anwendungsfall des Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV („sämt-
liche Folgen eines Verstoßes“), sondern ein Anwendungsfall der 

2 Vgl Nowak-Over, Auslegung und rechtliche Zulässigkeit von Serienscha-
denklauseln in der Haftpfl icht- und Vermögensschadenhaftpfl ichtversiche-
rung (1991) 39–40; Kaufmann, Die Berufshaftpfl ichtversicherung des 
Steuerberaters (1996) 150; Gräfe/Brügge, Vermögensschaden-Haft-
pfl ichtversicherung2 (2012) D Rz 437 ff.

3 Dies gilt jedenfalls solange, als das jeweils gewählte Versicherungsfall-
prinzip in den AVB (zB durch Nachdeckungsbeschränkungen bei einer 
Verstoßdeckung) nicht in unzulässiger (dh den Vertragszweck gefähr-
dender) Weise eingeschränkt wird; vgl dazu grds Fenyves, Die Behand-
lung der Hepatitis-C-Fälle in der Haftpfl ichtversicherung, JBl 2002, 205 ff 
(207). Siehe zur AGB-rechtlichen Diskussion des Claims-made-Prinzips 
in der D&O-Versicherung ua LG München I VersR 2009, 210 (211 ff), so-
wie OLG München VersR 2009, 1066 ff; Lange, D&O-Versicherung und 
Managerhaftung (2014) § 9 Rz 9–13, sowie Gruber/Mitterlechner/Wax, 
D&O-Versicherung mit internationalen Bezügen (2012) § 6 Rz 103 ff.

4 Fenyves/Schauer/Rubin, VersVG (2014) § 158c Rz 64; vgl auch Fenyves, 
Versicherungsrechtliche Grundlagen der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung, VR 
2005, 70 ff (insb 74–75), der lediglich betragliche Leistungsbegrenzun-
gen wie Selbstbehalt, Jahreshöchstleistung, Serienschadenklausel sowie 
Nachdeckungsbegrenzungen auf die Zulässigkeit in der Pfl ichthaftpfl icht-
versicherung untersucht. Das Verstoßprinzip iVm § 21a Abs 3 RAO, wo-
nach „für jeden Versicherungsfall“ die Mindestversicherungssumme für 
den geschädigten Dritten zur Verfügung zu stehen hat, wird von Fenyves 
(zu Recht) nicht (weiter) problematisiert.

„eigentlichen“ Serienschadenklausel des Art 3 Abs 1 lit c Satz 2 
AVBV („mehrere auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhende Verstöße, die in einem rechtlichen oder wirtschaft-
lichen Zusammenhang stehen“). Dies wurde vom OGH durch-
aus auch angedeutet. Bei Annahme mehrerer Verstöße hätte er 
Art 3 Abs 1 lit c Satz 2 AVBV für anwendbar erklärt. Dem OGH 
zufolge lag aber bereits ein „Dauerverstoß“ iSd Art 3 Abs 1 lit c 
Satz 1 AVBV vor, sodass er auf die Serienschadenklausel nicht 
mehr einging.

Die Relevanz der Serienschadenklausel in den AVBV für den 
entscheidungsgegenständlichen Fall soll im Folgenden aufge-
zeigt werden. Zuvor wird auf zwei andere Klauseln eingegan-
gen, die in Art 3 Abs 1 AVBV geregelt sind, die aber im strengen 
Sinn keine Serienschadenklauseln darstellen: Zum einen han-
delt es sich hierbei um die „Verursacherklausel“ (Art 3 Abs 1 
lit a AVBV), zum anderen um die „Schadensklausel“ (Art 3 Abs 1 
lit b AVBV). Bei beiden Klauseln geht es um Fragen der kumula-
tiven Kausalität.5 Bei kumulativer Kausalität haften Täter für den 
Gesamtschaden solidarisch. Das Deckungsrecht folgt hier dem 
Haftungsrecht. Auch die Versicherungssumme steht zur Liqui-
dierung des Schadens gemäß dieser beiden Klauseln nur ein-
mal zur Verfügung.

3.1.2. Verursacherklausel
Der in Art  3 Abs  1 lit  a AVBV geregelten Verursacherklausel 
zufolge liegt nur ein Versicherungsfall vor, wenn die Schadens-
folgen durch mehrere entschädigungspfl ichtige oder schaden-
ersatzpfl ichtige Personen verursacht werden, auf die sich der 
Versicherungsschutz erstreckt.6 Mehrere versicherte Personen 
müssen diesfalls einen Verstoß setzen, der mehreren gemein-
sam versicherten Personen7 haftpfl ichtrechtlich zugerechnet 
wird. Die Verursacherklausel soll unterbinden, dass ein An-
spruchsteller mehrmals die Versicherungssumme beanspru-
chen kann, nur weil ihm mehrere zivilrechtlich Haftende (zB alle 
Gesellschafter einer Rechtsanwalts-GesbR) als Haftungspart-
ner zur Verfügung stehen, die in einem Versicherungsvertrag 
gemeinsam versichert sind.8 Führt zB eine mandatierte (und in 
einem Versicherungsvertrag versicherte) Rechtsanwaltssozietät 
(GesbR) gegen Windparkhersteller einen Gewährleistungspro-
zess und unterläuft dem Rechtsanwalts-Sozius A ein Fehler bei 
der Schriftsatzbegründung und dem Rechtsanwalts-Sozius B 
ein Fristversäumnis bei der Berufungsbeantwortung, weshalb 
infolge kumulativer Kausalität der gesamte Gewährleistungs-
prozess verloren geht, haften beide Rechtsanwälte solidarisch. 
Gleiches gilt im Falle der solidarischen GesbR-Gesellschafter-
haftung, wenn der Rechtsanwalts-Sozius A beide Verstöße setzt 
und der Rechtsanwalts-Sozius B infolge der gesellschaftsrecht-
lichen Haftungszurechnung solidarisch mit dem Rechtsanwalts-
Sozius A in Haftung genommen wird. Die Versicherungssumme 

5 Zur kumulativen Kausalität aus Sicht des Haftpfl ichtrechtes vgl statt vieler 
Welser, Bürgerliches Recht II13 (2007) 335.

6 Zu dieser Auslegung der Verursacherklausel, die auch für die Verursacher-
klausel der AVBV maßgeblich ist, vgl Diller, AVB-RSW – Kommentar, Be-
rufshaftpfl ichtversicherung für Rechtsanwälte (2009) § 3 Rz 84 ff; Gräfe/
Brügge2 D Rz 414 ff, sowie Kaufmann 144–145.

7 Das Erfordernis eines gemeinsamen Versicherungsschutzes als Voraus-
setzung für die Anwendung der Verursacherklausel ergibt sich aus dem 
Wortlaut der Klausel („schadenersatzpfl ichtige Personen, auf die sich der 
Versicherungsschutz erstreckt“), vgl Kaufmann 145.

8 Diller § 3 Rz 84–85; Gräfe/Brügge2 D Rz 416; Kaufmann 144–145.
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steht zur Liquidierung des gesamten Schadens in diesen Fällen 
nur einmal zur Verfügung, nicht jeweils pro haftendem Gesell-
schafter der Rechtsanwalts-Sozietät.

Diese Fallkonstellation liegt dem entscheidungsgegen-
ständlichen Sachverhalt nicht zugrunde. Die fehlerhaften Geld-
überweisungen wurden von einem haftpfl ichtigen Rechtsanwalt 
durchgeführt. Damit war die Verursacherklausel nicht maßgeb-
lich.

3.1.3. Schadensklausel
Die „Schadensklausel“ in Art 3 Abs 1 lit b AVBV verklammert 
mehrere Verstöße zu einem Versicherungsfall, wenn diese meh-
reren Verstöße zu „einem“ Schaden führen. Der Versicherungs-
nehmer als „Mehrfachtäter“ soll durch die Schadensklausel 
nicht bessergestellt werden als der Versicherungsnehmer als 
„Einmalsünder“, der den gleichen Schaden nicht durch mehrere 
Verstöße, sondern nur durch eine einzige Fehlleistung herbei-
führt.9

Voraussetzung für die Schadensklausel ist (wie bei der 
Serienschadenklausel des Art 3 Abs 1 lit c Satz 2 AVBV) das 
Vorliegen „mehrerer“ Verstöße. Liegt nur ein Verstoß vor, ist die 
Schadensklausel nicht anzuwenden. Es greift in diesem Fall 
schon Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 Satz AVBV („sämtliche Folgen 
eines Verstoßes“). Entscheidend für die Schadensklausel ist 
weiters, dass die mehreren Verstöße zu einem Schaden führen. 
Damit ist der Begriff des einheitlichen Schadens10 angespro-
chen. Ein einheitlicher Schaden setzt nach der hier vertretenen 
Auffassung den konkreten Bezug zu einer „einheitlichen“ Ver-
mögensmasse voraus. Sind mehrere Geschädigte mit deren 
jeweiliger Vermögensmasse durch eine Fehlberatung betroffen, 
kann kein „einheitlicher Schaden“ vorliegen.11 Auch bei Schädi-
gung des Vermögens nur eines Mandanten, also bei Vorliegen 
einer einheitlichen Vermögensmasse, liegt (nach hM) kein ein-
heitlicher Schaden vor, wenn aufgrund wiederkehrender Fehl-
leistungen (Pfl ichtverletzungen) jeweils neue Einzelschäden im 
Vermögen des Geschädigten (Mandanten) entstehen.12 Ein ein-
heitlicher Schaden ist dagegen zu bejahen, wenn die mehreren 
Verstöße bei einem Geschädigten zu einem nicht aufteilbaren 
Schaden13 führen. Führt zB eine mandatierte Rechtsanwalts-
sozietät (diesmal in Form der rechtsfähigen Rechtsanwalts-
OG) gegen Windparkhersteller einen Gewährleistungsprozess 
und unterläuft der Rechtsanwalts-OG ein Fehler sowohl bei 

9 Zur Auslegung der Schadensklausel, die auch für die Schadensklau-
sel der AVBV maßgeblich ist, vgl Diller § 3 Rz 84–85; Gräfe/Brügge2 D 
Rz 419 ff; Kaufmann 145–150.

10 In der dt Literatur und Judikatur gibt es eine ausführliche Kontroverse zum 
Begriff des „einheitlichen Schadens“, vgl statt aller Kaufmann 145–150. 
Diese Kontroverse ist auch für die Schadensklausel der AVBV relevant.

11 So ausdrücklich auch Schlie, Die Berufshaftpfl ichtversicherung für die An-
gehörigen der wirtschaftsprüfenden und steuerberatenden Berufe (1994) 
110; vgl auch Kaufmann 146.

12 Diese Auslegung entspricht insb der herrschenden dt Judikatur-Linie. Mel-
det zB ein Steuerberater über mehrere Jahre für den Mandanten eine Ge-
werbesteuer als steuerpfl ichtig an, obwohl keine Steuerschuld besteht 
und führt dieser Fehler schließlich zu einer rechtskräftigen (unangreifbaren) 
Feststellung der Steuerpfl icht, begründen diese Pfl ichtverletzungen für je-
des Steuerjahr/Veranlagungsjahr einen Einzelschaden und keinen einheit-
lichen Gesamtschaden; vgl OLG Saarbrücken VersR 1991, 457; BGH 
VersR 1991, 873; vgl auch Diller § 3 Rz 88; Gräfe/Brügge2 D Rz 425. 
AA LG Köln VersR 1990, 1144, welches bei der gleichen Fallkons -
tellation einen einheitlichen Schaden annahm. Vgl auch FN 15.

13 Zum Begriff des nicht „aufteilbaren“ Schadens vgl Prölss/Martin/Lücke28, 
AVB-Vermögen/P § 3 Rz 5; ebenso Gräfe/Brügge2 D Rz 422–423.

der Schriftsatzbegründung als auch bei der rechtzeitigen Be-
rufungsbeantwortung, weshalb der Gewährleistungsprozess 
verloren geht, tritt ein einheitlicher (nicht aufteilbarer) Schaden 
in Form des Prozessverlustes (Forderungsverlustes) ein.14 Ob-
wohl zwei Verstöße von der Rechtsanwalts-OG gesetzt wurden, 
die kumulativ zu dem Prozessverlust (Schaden) führen, steht die 
Versicherungssumme infolge der Schadensklausel nur einmal 
zur Verfügung.

Ersichtlich lagen auch die Voraussetzungen der Schadens-
klausel im entscheidungsgegenständlichen Fall nicht vor. Zwar 
schädigte der Rechtsanwalt einen einzigen Treugeber (und so-
mit das Vermögen dieses einen Treugebers). Der Rechtsanwalt 
fügte aber durch laufende Einzelüberweisungen dem Treugeber 
(Werkunternehmer) jeweils einzelne (aufteilbare) Schäden in 
Höhe der jeweiligen Überweisungsbeträge zu.15 Die Schadens-
klausel wäre auf den entscheidungsgegenständlichen Fall nicht 
anzuwenden gewesen.

3.2. DIE SERIENSCHADENKLAUSEL DER AVBV

3.2.1. Kein Dauerverstoß, sondern mehrere Verstöße auf-
grund gleicher Fehlerquelle

Der OGH nahm im Verhalten des Rechtsanwaltes einen ein-
zigen Dauerverstoß an und ging von „einem“ Versicherungsfall 
aus. Mit Blick auf die in Deutschland vorliegende Literatur und 
Judikatur zur Serienschadenklausel hätte der OGH das Vor-
liegen eines einzigen Verstoßes verneinen müssen.16 Nach hM 
in Deutschland, die auch für die österreichische AVBV-Serien-
schadenklausel Relevanz hat, liegen mehrere Verstöße und kein 
Dauerverstoß vor, wenn ein Steuerberater über mehrere Jahre 
für den Mandanten eine Gewerbesteuer als steuerpfl ichtig an-
meldet, obwohl keine Steuerschuld besteht und aufgrund der 
schließlich rechtskräftigen (unangreifbaren) Feststellung der 
Steuerpfl icht diese Pfl ichtverletzungen zu einer Steuermehrfor-
derung und zu einem Schaden des Mandanten führen.17 In die-
sen Fällen wird in jedem Steuerjahr/Veranlagungsjahr ein neuer 
Verstoß gesetzt. Nichts anderes kann für einen Rechtsanwalt 
(Treuhänder) gelten, der – wie im entscheidungsgegenständ-
lichen Fall – über Jahre hinweg durch einzelne Fehlüberweisun-
gen jeweils mehrere Pfl ichtverletzungen begeht, mag dieses 
mehrfache Fehlverhalten auch auf einer einheitlichen Fehlvor-
stellung beruhen.

14 Ebenso Prölss/Martin/Lücke28, AVB-Vermögen/P § 3 Rz 5. Nach Lücke 
führen mehrere Verstöße zu einem unaufteilbaren Schaden, wenn mehrere 
Anwaltsfehler zur Abweisung einer Klage führen oder wenn der Steuerbe-
rater eine falsche Erklärung abgibt und insoweit auch die Einspruchsfrist 
versäumt; vgl zu dieser Fallkonstellation auch Gräfe/Brügge2 D Rz 423.

15 Dies ergibt sich auch aus der dt Judikatur. Vgl dazu auch FN 12. Macht 
zB ein Steuerberater in mehreren Veranlagungsjahren immer den gleichen 
Fehler, entsteht jedes Jahr ein neuer Schaden (vgl BGH VersR 1991, 
873); Gleiches gilt, wenn im Rahmen einer Betriebsprüfung der Fehler 
des Steuerberaters aufgedeckt wird und es über mehrere Veranlagungs-
jahre zu einer Steuernachforderung kommt (vgl BGH VersR 1991, 873 
[875]; anders noch Vorinstanz OLG Köln VersR 1990, 1144 [1145]); vgl 
zu alledem auch Diller § 3 Rz 89; Gräfe/Brügge2 D Rz 423; Kaufmann 
145 ff; krit dagegen Völkl, Der Umfang des Versicherungsschutzes nach 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpfl ichtversicherung 
für Vermögensschäden, AnwBl 1995, 172.

16 Vgl OLG Saarbrücken VersR 1991, 457; BGH VersR 1991, 873; vgl auch 
Diller § 3 Rz 88; Gräfe/Brügge2 D Rz 425.

17 Diller § 3 Rz 88; Gräfe/Brügge2 D Rz 425. Vgl dazu auch FN 12.
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Entscheidend für die Annahme eines „Dauerverstoßes“ 
war, dass der OGH den einheitlichen „Willensentschluss“ 
(also die einheitliche Fehlvorstellung) des Rechtsanwaltes im 
Blick hatte und diesen Tatbestand mit einer der beiden Tatbe-
standsebenen der Serienschadenklausel des Art 3 Abs 1 lit c 
Satz 2 AVBV verwechselte. Art 3 Abs 1 lit c erster Halbsatz 
von Satz 2 AVBV lautet: „Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 
oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unter-
lassen als einheitlicher Verstoß“. Nach dieser Bestimmung ist 
zum einen die Ebene der Fehlerquelle (= im konkreten Fall der 
einheitliche Willensentschluss des Rechtsanwaltes, sich nicht 
mehr an die Treuhandvereinbarung halten zu müssen), zum 
anderen die Ebene der auf gleicher Fehlerquelle beruhenden 
Verstöße (im konkreten Fall die mehreren Fehlüberweisun-
gen des Rechtsanwaltes) zu unterscheiden. Bei dem Begriff 
„Fehlerquelle“ geht es um einen dem Verstoß vorgelagerten 
Umstand. Fehlerquellen sind fehlerhafte Ansichten, Motive, 
Denkfehler, Wissenslücken, Fehleinschätzungen, Irrtümer, die 
sich innerhalb der Vorstellungs- und Gedankensphäre des 
Versicherungsnehmers zutragen.18 Erst durch den Verstoß 
(Tun oder Unterlassen) überträgt sich die Vorstellungs- und 
Gedankensphäre des Versicherungsnehmers nach außen und 
bedingt das fehlerhafte (haftungsbegründende) Verhalten.19 
Zahlt ein Rechtsanwalt aktiv über mehrere Jahre Treuhand-
gelder falsch aus, handelt es sich um mehrfach „aktiv“ gesetz-
te Verstöße. Jede Überweisung ist ein eigener Verstoß. Diese 
mehrfachen Verstöße wurden – dies wurde vom OGH richtig 
gesehen – aufgrund eines einheitlichen Willensentschlusses 
(= aufgrund einer einheitlichen Fehlerquelle, dh eines Irrtums 
über die Unwirksamkeit der Treuhandvereinbarung wegen 
Kündigung des Werkvertrages) gesetzt. Die Fehlerquelle bil-
dete eine „Einheit“ zwischen den Verstößen, nicht die laufen-
de Verstoßsetzung.

Ob die Verstöße im entscheidungsgegenständlichen Fall auf 
einer gleichen oder gleichartigen Fehlerquelle beruhten, kann 
dahingestellt bleiben.20 Die Verstöße, die zu den Schäden ge-
führt haben, gründeten jedenfalls auf einer einheitlichen Fehler-
quelle (Fehlvorstellung). Diese einheitliche Fehlvorstellung kann 
als auf „gleicher“ Fehlerquelle, wenn nicht sogar als auf dersel-
ben21 Fehlerquelle (= derselbe Irrtum, weil ein Irrtum über den 

18 Kaufmann 151; Abram, Die Berufshaftpfl ichtversicherung der Versiche-
rungsvermittler (2000) 209.

19 Kaufmann 151; Abram 209. Auch Wandt kommt mit Blick auf Z 6.3 Spie-
gelstrich 1 und 2 der dt AHB 2008 zum Ergebnis, dass mit dem Begriff 
Ursache nicht das Verhalten selbst gemeint sein kann, welches zur Haf-
tung des Versicherungsnehmers führt – Wandt, Gedanken zur Serien-
schadenklausel Ziff 6.3 AHB 2008, in FS Fenyves 786–789. Für eine Dif-
ferenzierung (wenn auch implizit) auch Fenyves, Die rechtliche Behand-
lung von Serienschäden in der Haftpfl ichtversicherung (1988) 28 ff. Eine 
begriffl iche Unterscheidung von „Fehlerquelle“ und „Verstoß“ nimmt auch 
der BGH in VersR 1991, 175 (176) vor.

20 Der OGH spricht selbst von mehreren „gleichartigen“ Handlungen. 
Zur Auslegung der Begriffe „gleich“ oder „gleichartig“ vgl Nowak-Over 
40–44; Fenyves 28  ff (30–31, 32–33) (FN 19); beide Begriffe sind zu 
trennen und meinen nicht das Gleiche; so zutr auch aus Sicht der Be-
triebshaftpfl ichtversicherung Fuchs/Grigg/Schwarzinger, AHVB/EHVB 
2005 – Erläuterungen zu den Haftpfl ichtversicherungsbedingungen 
(2005) 127–128; aA dagegen Gräfe/Brügge2 D Rz 448, die beide Be-
griffe gleichsetzen; zudem wird häufi g – wie etwa auch vom OGH – über-
sehen, dass sich die Begriffe „gleich“ oder „gleichartig“ auf den Begriff 
„Fehlerquelle“ beziehen müssen, nicht auf den Begriff „Verstöße“.

21 Das Serienschadenelement „mehrerer auf derselben Ursache beruhen-
der Verstöße“ fi ndet sich etwa in Art  2 Z  2.2 ABHV/EBHV 2000 idF 
2012. Beim Begriff „derselben Ursache“ ist zwischen Ursache und Ver-

„Wegfall“ ein und derselben Rahmenvereinbarung) beruhend 
angesehen werden. Das Erfordernis der gleichen oder gleich-
artigen Fehlerquelle wäre so oder so vorgelegen.

3.2.2. Der Begriff  Dauerverstoß
Der OGH hat den Begriff „Dauerverstoß“ in seiner Entschei-
dung (wenn auch unzutreffend) verwendet. Es stellt sich daher 
die Frage, was unter diesem Begriff tatsächlich zu verstehen ist. 
Ein einheitliches Begriffsverständnis gibt es (bis dato) weder in 
Literatur noch Judikatur.22 Wie schon gezeigt, liegt ein Dauer-
verstoß nicht vor, wenn mehrere (eigenständige) Handlungen 
(Verstöße) vom Versicherungsnehmer gesetzt werden. Zu den 
weiteren Differenzierungskriterien zwischen mehreren Verstö-
ßen und einem Dauerverstoß siehe bereits oben 3.2.1.

Dem Begriff „Dauerverstoß“ kommt nach der hier vertrete-
nen Auffassung (zumindest für die Berufshaftpfl ichtversiche-
rung) keine eigenständige Bedeutung zu. Wenn überhaupt, 
kann ein Dauerverstoß als ein Fall des gedehnten Versiche-
rungsfalles23 verstanden werden, zB in Form der Unterlas-
sungsregel des Art 2 Abs 2 AVBV, bei welcher der Verstoß 
(im Zweifel) in dem Zeitpunkt als gesetzt gilt, in dem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen wer-
den müssen, um den Eintritt des tatsächlichen Schadens zu 
vermeiden.24 Zwischen dem Unterlassen und dem späteren 
Schadeneintritt kann ein längerer Zeitraum verstreichen. Da-
her die sachlich richtige Bezeichnung „Dauerverstoß“ (oder 
sprachlich besser: „andauernder“ Verstoß bzw „gedehnter“ 
Verstoß). Ein gedehnter Verstoß (Dauerverstoß) ist auch bei 
einer aktiven Verstoßsetzung denkbar, wenn das Unterlassen 
der Korrektur des ursprünglichen Fehlers keinen neuerlichen 
Verstoß darstellt.25 Errichtet zB ein Rechtsanwalt ein fremd-
händiges Testament und übersieht er, dass drei Zeugen, und 
nicht bloß zwei Zeugen das Testament unterschreiben müs-
sen, ist der Verstoß zum Zeitpunkt der formnichtigen Testa-
mentserrichtung gesetzt. Bis zum Tod des Testators könnte 
der Fehler durch Einholung der Unterschrift des dritten Zeu-
gen noch „saniert“ werden. Solange der Rechtsanwalt diesen 

stoß eine größtmögliche Identität zu denken, um dieselbe Ursache von 
den „nur“ gleichen oder gleichartigen Ursachen abzugrenzen. Der Be-
griff „dieselbe Ursache“ sowie die Begriffe der „gleichen“ oder „gleicharti-
gen“ Ursache sind jedenfalls nicht deckungsgleich, vgl dazu auch BGH 
VersR 2003, 187; VersR 1991, 175. Dem folgt Littbarski, AHB (2001) 
§ 3 Rz 168–169; Späte, Haftpfl ichtversicherung (1993) § 3 Rz 55–56; 
Schmalzl/Krause-Allenstein, Berufshaftpfl ichtversicherung des Architek-
ten und Bauunternehmers2 (2006) Rz 104; Kaufmann 151. So im Ergeb-
nis auch Beckmann/Matusche-Beckmann/Rintelen, Versicherungsrechts-
Handbuch2 (2009) § 28 Rz 332–333.

22 Das OLG Köln nahm in VersR 1990, 1144, einen einzigen Verstoß an, ob-
wohl ein Steuerberater über mehrere Jahre für den Mandanten fehlerhafte 
Steuererklärungen abgab. Der BGH urteilte in VersR 1991, 874, im genau 
entgegengesetzten Sinne. Die konträren Urteile führten in der dt Literatur 
zu einem unterschiedlichen Echo. Während Koch in seiner Urteilsanmer-
kung zum BGH VersR 1991, 875 ff, sowie Voit in Prölss/Martin25, AVB-
Vermögen § 3 Anm 8c und 8d, dem BGH folgten, vertrat Späth in seinen 
Anm zu OLG Köln VersR 1990, 1146, sowie zu BGH VersR 1991, 876 ff, 
die Auffassung des OLG Köln (vgl dazu die Nachweise bei Kaufmann 147 
FN 468).

23 Diesen Begriff verwenden in der Berufshaftpfl ichtversicherung zB Schlie 
66–69 und Diller § 2 Rz 12. Zum Begriff des gedehnten Versicherungs-
falles bei anderen Versicherungssparten vgl Schauer, Versicherungsver-
tragsrecht3 (1995) 160–161.

24 In diesem Sinne auch Schlie 66–69 und Diller § 2 Rz 12.
25 Zur Unterscheidung zwischen fahrlässigem Nicht-Erkennen und fahrlässi-

gem Nicht-Reparieren eines erkannten Fehlers vgl Gräfe/Brügge2 B Rz 21 
sowie sehr instruktiv Diller § 2 Rz 13–15.
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ersten Fehler nicht entdeckt, ist das Unterlassen der Nach-
holung der dritten Zeugenunterschrift kein neuerlicher Ver-
stoß. Der ursprüngliche Verstoß „dauert“ an, bis der Testator 
stirbt. Der Verstoß tritt zwar zeitlich nicht mit dem Tod des 
Testators ein, sondern – anders als bei der Unterlassungs-
regel des Art 2 Abs 2 AVBV – bereits mit der formnichtigen 
Testamentserrichtung. Die „andauernde“ Pfl ichtverletzung 
(also der Dauerverstoß) kann ab diesem Zeitpunkt jedoch 
nicht mehr saniert (und der Eintritt des Schadens nicht mehr 
vermieden) werden.

3.2.3. Die weiteren Serienelemente der Serienschadenklausel
Wird mit Blick auf den zu 1. referierten Sachverhalt richtigerwei-
se von mehreren Verstößen (mehreren Fehlverfügungen) aus-
gegangen, die auf einer Fehlerquelle beruhen, sind die weiteren 
Serienelemente der in Art 3 Abs 1 lit c Satz 2 AVBV geregelten 
Serienschadenklausel zu prüfen. Hierbei sind zwei Regelungs-
ebenen zu unterscheiden: (1) Es müssen mehrere Verstöße auf-
grund gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle vorliegen. Das 
Vorliegen dieser Regelungsebene haben wir mit Blick auf den zu 
1. referierten Sachverhalt oben unter 3.2.1. und 3.2.2. geprüft 
und bejaht. (2) Die mehreren, auf gleicher oder gleichartiger 
Fehlerquelle beruhenden Verstöße müssen in einem rechtlichen 
oder wirtschaftlichen Zusammenhang stehen.26 Beide Rege-
lungsebenen (1) und (2) müssen kumulativ vorliegen, damit die 
Serienschadenklausel greift.27 Im Weiteren stellt sich die Frage, 
ob die Voraussetzungen der zweiten Regelungsebene vorlie-
gen, dh ob die mehreren Verstöße aufgrund gleicher Fehlerquel-
le in einem rechtlichen oder wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehen.28 Im entscheidungsgegenständlichen Fall ist der recht-
liche Zusammenhang zu bejahen (siehe gleich 3.2.4.); deshalb 
erübrigt sich ein Eingehen auf den Begriff des wirtschaftlichen 
Zusammenhanges.

26 Der Vollständigkeit halber müsste auch das Serienelement „die betreffen-
den Angelegenheiten“ ausgelegt werden. Mit dem Begriff „die betreffen-
den Angelegenheiten“ ist die Verwirklichung des berufsbedingten allge-
meinen Haftpfl ichtrisikos durch Tun oder Unterlassen gemeint, vgl dazu 
bereits Fenyves 31–32 (FN 19). Im Anschluss an Fenyves kommt die-
sem Begriff innerhalb der Serienschadenklausel keine weitere konstitutive 
Bedeutung zu; aA dagegen Gräfe/Brügge2 D Rz  452, die meinen, die-
ser Begriff ziele auf das „Auftragsverhältnis“ ab, sodass es am Begriff 
der „betreffenden Angelegenheiten“ fehle, wenn mehrere Aufträge vorlie-
gen; so auch Gräfe, Die Serienschadenklausel in der Vermögensschaden-
Haftpfl ichtversicherung, NJW 2003, 3674. Diese Ansicht ist verfehlt, weil 
mit dem „Auftragsverhältnis“ – wie noch zu zeigen sein wird (vgl 3.2.4.b) 
– schon der Begriff des rechtlichen Zusammenhanges erfasst und so-
hin dieser Begriff zur Auslegung des Begriffes „die betreffenden Angele-
genheiten“ nicht mehr zur Verfügung steht. Aus diesem Grund versuchen 
Gräfe/Brügge zur Auslegung des „rechtlichen Zusammenhanges“ andere 
Bezugspunkte zu fi nden, die nicht überzeugen und wenig praktikabel sind 
(vgl dazu im Einzelnen 3.2.4.b).

27 So Kaufmann 151. Vgl auch Wandt in FS Fenyves 796  ff; Fenyves 28 
(35 ff) (FN 19).

28 Die Serienschadenelemente „rechtlicher“ oder „wirtschaftlicher Zusam-
menhang bereiten in der Literatur ganz generell „Kopfzerbrechen“, vgl nur 
die Stellungnahmen bei Nowak-Over 39 und Kaufmann 153. Diller spricht 
sogar von „extrem schwammigen“ Begriffen, vgl Diller § 3 Rz 91. Völkl/
Völkl, Beraterhaftung2 (2014) Rz 6/48, konstatieren, dass die Serienscha-
denklausel mehr Rechtsfragen aufwirft, als sie löst. Für Abram sind die Be-
griffe rechtlicher oder wirtschaftlicher Zusammenhang gar nicht „subsum-
tionsfähig“, Abram 210–211. Diese pauschale Kritik ist zu streng. Nach 
der hier vertretenen Auffassung sind beide Begriffe einer Auslegung zu-
gänglich. Zur Auslegung des Begriffes „rechtlicher Zusammenhang“ siehe 
sogleich unter 3.2.4.b). Die Auslegung des Begriffes „wirtschaftlicher Zu-
sammenhang“ muss einer weiteren Untersuchung vorbehalten bleiben.

3.2.4. Rechtlicher Zusammenhang

a) „Perspektive“ zur Beurteilung des Zusammenhanges
Zu fragen ist zunächst, aus welcher Perspektive der rechtliche 
Zusammenhang zu beurteilen ist.29 Auf diese Frage ist der OGH 
nicht eingegangen. Sie wird in der Literatur unterschiedlich dis-
kutiert. Nach einem Meinungsstrang ist auf die Perspektive des 
Geschädigten abzustellen,30 nach einem anderen auf die Pers-
pektive des Versicherungsnehmers.31 Richtigerweise kann nur 
die Perspektive des Versicherungsnehmers maßgeblich sein. 
Die Serienschadenklausel beschränkt als Risikobegrenzungs-
klausel die Leistungspfl icht des Versicherers zulasten des Ver-
sicherungsnehmers. Insofern muss sich die Serienschadenklau-
sel (insb der rechtliche oder wirtschaftliche Zusammenhang) 
aus der Perspektive des Versicherungsnehmers erschließen. 
Die Reichweite der Serienschadenklausel erfordert die Aus-
legung des Versicherungsvertrages. Der Versicherungsvertrag 
kann nur von den Vertragspartnern (also vom Versicherungs-
nehmer und vom Versicherer) ausgelegt werden. Daran ändert 
sich nichts, wenn der Berufshaftpfl ichtversicherung gleichzeitig 
die Funktion einer Pfl ichthaftpfl ichtversicherung mit besonde-
rem Schutz des geschädigten Dritten zukommt.32 Die Sichtwei-
se des geschädigten Dritten, der nicht am Versicherungsvertrag 
beteiligt ist, kann für die Auslegung der Serienschadenklausel 
im Innenverhältnis zwischen Versicherungsnehmer und Versi-
cherer nicht maßgeblich sein.33 Eine andere Frage ist es, ob die 
Serienschadenklausel im Außenverhältnis gegenüber dem ge-
schädigten Dritten Wirksamkeit entfaltet (vgl dazu unten 3.4.). 
Für die Drittwirksamkeit von Risikobegrenzungsklauseln kommt 
es auf die pfl ichthaftpfl ichtversicherungsrechtlichen Wertungen 
der einschlägigen Pfl ichtversicherungsbestimmungen an.34

b) Begriff  „rechtlicher Zusammenhang“
Der Begriff „rechtlicher Zusammenhang“ wird in Literatur und 
Judikatur sehr unterschiedlich ausgelegt.35 Stimmen, die einen 
rechtlichen Zusammenhang annehmen, wenn sich eine Ange-
legenheit als „rechtliche Voraussetzung“ der anderen erweist36 
(zB wenn eine Streitgenossenschaft vorliegt und der Rechtsan-

29 Zu dieser wichtigen Vorfrage bereits Hartmann, Grenzen des Versiche-
rungsschutzes in der Haftpfl ichtversicherung – Serienschaden, Stbg 
1988, 242 (244); vgl auch Kaufmann 155.

30 So Johannsen in Bruck/Möller/Johannsen, VVG IV G 45, sowie Wussov 
in WI 83, 69 (70), jeweils zitiert in Kaufmann 155.

31 So Hartmann, Stbg 1988, 242 (244); ebenfalls Fenyves 37 (FN 19); 
Kaufmann 155.

32 So explizit auch BGH VersR 2003, 1389; ebenso Dallwig, Deckungsbe-
grenzungen in der Pfl ichtversicherung (2011) 254.

33 Mögen auch strengere Kriterien in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung bei 
der Auslegung von AVB aufgrund des (sozialen) Schutzzweckes der 
Pfl ichthaftpfl ichtversicherung bestehen (vgl dazu Fenyves/Schauer/
Fenyves Vor § 1 Rz 77), geht es bei der Serienschadenklausel als Risi-
kobegrenzungsklausel um die Auslegung des Versicherungsvertrages aus 
Sicht des Versicherungsnehmers, nicht um die Auslegung des Versiche-
rungsvertrages aus Sicht eines am Versicherungsvertrag nicht beteiligten 
Dritten. In der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung wird zwischen dem Verhältnis 
Versicherer und Versicherungsnehmer (Innenverhältnis) sowie zwischen 
dem Verhältnis Versicherer und geschädigtem Dritter (Außenverhältnis) 
ohnehin unterschieden; vgl so schon grundlegend Fenyves, VR 2005, 
75  ff; ebenso Fenyves/Schauer/Rubin § 158b Rz 61  ff. Eine Risikobe-
grenzungsklausel kann im Außenverhältnis unzulässig sein, im Innenver-
hältnis dagegen wirksam. Ist dem so, muss es auch unterschiedliche Maß-
stäbe zur Prüfung der jeweiligen „Zulässigkeit“/„Wirksamkeit“ geben.

34 Vgl Fenyves/Schauer/Rubin § 158b Rz 56–58.
35 Vgl zum Meinungsstand statt aller nur Nowak-Over 44 ff.
36 Ebenda; vgl auch Gräfe/Brügge2 D Rz 458.
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walt eine Berufungsfrist versäumt, sodass alle Streitgenossen 
vom Fristversäumnis tangiert werden)37 oder eine Angelegen-
heit geeignet ist, „rechtlich unmittelbar auf die andere einzu-
wirken“,38 oder „einheitliche Maßnahmen“ gesetzt werden, die 
auf einer „Rechtsgrundlage“ basieren und der „Verfolgung des 
dort normierten konkreten rechtlichen Zieles“ dienen,39 führen 
zu keinem klaren (und auch praktikablen) Auslegungsergebnis. 
Es handelt sich um weitere „unbestimmte“ Begriffe für den oh-
nehin schon unbestimmten Begriff des „rechtlichen Zusammen-
hanges“. Für den Versicherungsnehmer ist es bei diesen Ausle-
gungsansätzen schwer bis gar nicht möglich, rechtliche (und zT 
sehr komplizierte) „Bedingungszusammenhänge“ zu erkennen, 
dh letztlich das eigene serienschadengeneigte Berufsrisiko aus 
der Serienschadenklausel abzuleiten und die risikoadäquaten 
versicherungstechnischen Konsequenzen (etwa durch Verein-
barung einer angemessenen [höheren] Versicherungssumme 
bei Vorliegen eines seriellen Haftpfl ichtrisikos) zu ziehen.

Praktikabler und für den Versicherungsnehmer verständli-
cher ist es, den Begriff „rechtlicher Zusammenhang“ mit der Ver-
tragsgrundlage seines rechtlichen Tätigwerdens abzugrenzen. 
Entscheidend für den rechtlichen Zusammenhang ist dann das 
rechtliche Mandat (Vertragsverhältnis), welches die vertragliche 
Grundlage für die Tätigkeit des Versicherungsnehmers gegen-
über dem geschädigten Dritten (Mandanten) begründet.40 Das 
rechtliche Mandat konkretisiert die jeweiligen Berufs- und Bera-
tungspfl ichten des Versicherungsnehmers und umschreibt den 
Umfang des geschuldeten Tätigwerdens. Der Mandatsumfang 
lässt sich einfacher feststellen als rechtliche „Bedingungs- bzw 
Einwirkungszusammenhänge“. Der Versicherungsnehmer kann 
auf Basis des Mandatsumfanges (leichter) erkennen, wann se-
rielle (gleichförmige) Tätigkeiten im Rahmen seines Mandates/
Rechtsverhältnisses ein Serienschadenrisiko begründen und 
wann nicht.

Um den Begriff des „rechtlichen Zusammenhanges“ noch 
weiter einzugrenzen, ist zu unterscheiden, ob mehrere Verstöße 
innerhalb eines Mandates oder mehrere Verstöße in mehreren 
Mandaten gesetzt werden. Mehrere (gleiche oder gleichartige) 
Verstöße innerhalb eines Mandates werden durch den Begriff 
des „rechtlichen Zusammenhanges“ verklammert (dies auch bei 
mehrfachen Pfl ichtverstößen und/oder bei mehrfachen Schä-
digungswirkungen gegenüber dem geschädigten Mandanten). 
Verstöße in mehreren unterschiedlichen Mandaten eines oder 
mehrerer Mandanten werden mangels rechtlichen Zusammen-
hanges nicht verklammert.41

37 Nowak-Over 44; Kaufmann 153; Gräfe/Brügge2 D Rz 458.
38 Nowak-Over 45; Gräfe/Brügge2 D Rz 458.
39 Nowak-Over 45; Hartmann, Stbg 1988, 243–244; Gräfe/Brügge2 D 

Rz 460.
40 So bereits Fenyves 37 (FN  19), der auf eine „Sonderverbindung“ zwi-

schen Versicherungsnehmer und dem Geschädigten abstellt und von 
einem „einheitlichen Auftrag“ spricht; genauso Terbille/Hartmann, Münch-
ner Anwaltshandbuch Versicherungsrecht2 (2008) §  22 Rz  85; Beck-
mann/Matusche-Beckmann/Rintelen2 §  26 Rz  334; Schlie 112. Die dt 
AVB enthalten ebenfalls einen Bezug auf die Rechtsgrundlage des Tätig-
werdens: §  3 III Z  2.1. lit  c AVB-RSW 2008  für Rechtsanwälte nimmt 
Bezug auf den „einheitlichen Auftrag“ (der als Begriff aber enger ist als 
der Begriff des Mandates, Diller § 3 Rz 95); § 3 Abs 2 Nr 2c AVB-N für 
Notare nimmt Bezug auf das „einheitliche Amtsgeschäft“, vgl dazu Gräfe/
Brügge2 D Rz 388; Diller § 3 Rz 90 ff.

41 So auch Diller § 3 Rz 94.

Der Sachverhalt zur streitgegenständlichen OGH-Entschei-
dung lässt sich in das so vorgeschlagene Begriffsverständnis gut 
einfügen. Die „Treuhandvereinbarung“ regelt das Vertragsverhältnis 
zwischen Rechtsanwalt und dem Werkunternehmer als Treugeber. 
Sie knüpft das entscheidende „rechtliche Band“ und stellt den 
rechtlichen Zusammenhang her, innerhalb dessen die mehreren 
Verstöße gesetzt werden. Begeht der Rechtsanwalt mehrere auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhende Verstöße inner-
halb eines Mandates (zB Treuhandvereinbarung), liegt – aus Sicht 
des Versicherungsnehmers – der rechtliche Zusammenhang zwi-
schen den Verstößen im Sinne der Serienschadenklausel des Art 3 
Abs 1 lit c Satz 2 AVBV vor. Die Serienschadenklausel der AVBV 
wäre im entscheidungsgegenständlichen Fall daher anzuwenden 
gewesen, mit dem Effekt der einmaligen Leistung der Versiche-
rungssumme trotz mehrfacher Verstöße des Rechtsanwaltes.42

3.2.5. Zusammenfassung
Die Entscheidung des OGH ist im Ergebnis richtig. Der Versi-
cherer hatte die Versicherungssumme nur einmal für alle Verstö-
ße des Rechtsanwaltes (Treuhänders) auszuzahlen. Allerdings 
ist die deckungsrechtliche Begründung verfehlt. Der OGH hätte 
einen einheitlichen (Dauer-)Verstoß iSd Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 
AVBV verneinen und die Serienschadenklausel des Art 3 Abs 1 
lit c Satz 2 AVBV bejahen und anwenden müssen.

3.2.6. Zeitlicher Eintritt des Serienschadens
Interessant ist die Feststellung des OGH, der „Dauerverstoß“ sei 
mit der Setzung der ersten Fehlverfügung durch den Rechtsan-
walt zeitlich eingetreten. Die Feststellung ist für die Systematik 
der Serienschadenklausel beachtlich, da Art 3 Abs 1 lit c Satz 
2 AVBV zur Frage, wann der Serienschaden bei Setzung meh-
rerer Verstöße zeitlich eintritt, keine Regelung enthält.43 Für den 
OGH hätte sich diese Rechtsfrage zwar nicht stellen dürfen, da 
bei einem (Dauer-)Verstoß nur „ein“ Verstoß vorliegt, der nicht 
zu unterschiedlichen Zeiten gesetzt werden kann. Da der OGH 
einen einheitlichen Dauerverstoß auch bei Setzung mehrerer 
Pfl ichtverletzungen bejahte, musste er klären, wann bei mehreren 
Verstößen der Dauerverstoß als zeitlich eingetreten gilt.

Der OGH löste die Rechtsfrage des zeitlichen Eintrittes meh-
rerer Verstöße systematisch richtig. Er stellte für den zeitlichen 
Eintritt des Dauerverstoßes auf die Setzung des „ersten Versto-
ßes“ im Rahmen der Serie mehrerer Verstöße ab. Für den zeit-
lichen Eintritt des „echten“ Serienschadens bei Setzung meh-
rerer Verstöße kann nichts anderes gelten.44 Diese Auslegung 
des OGH harmonisiert systematisch mit dem Verstoßbegriff in 
der Berufshaftpfl ichtversicherung. Nach hM in Deutschland und 
auch nach Ansicht des OGH tritt der Verstoß in der Berufshaft-
pfl ichtversicherung deckungsrechtlich zu jenem Zeitpunkt ein, zu 
welchem das „erste“ fehlerhafte Verhalten, das in „unmittelbarer 
Kausalkette“ direkt zum Schaden führt,45 gesetzt wird.

42 Hätte der OGH mehrere Verstöße und keinen Dauerverstoß angenom-
men, wäre er auch zum gleichen Ergebnis gekommen.

43 Vgl dazu bereits Völkl, AnwBl 1995, 172; ebenso Fenyves/Schauer/
Reisinger § 149 Rz 39.

44 So auch Art 6 Z 3 ABHV/EBHV 2000 idF 2012, der den zeitlichen Eintritt 
des Serienschadens mit Setzung des ersten Verstoßes festlegt.

45 Vgl dazu auch Diller § 3 Rz 9; Gräfe/Brügge2 B Rz 38, mit Verweis auf 
OLG Hamm NVersZ 2001, 32. Der OGH verweist dazu auch noch auf 
Späte, Haftpfl ichtversicherung (1993) 115 (§ 1 Rz 28).
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3.3. ZUR AGB-RECHTLICHEN ZULÄSSIGKEIT DER SERIEN-
SCHADENKLAUSEL

Dass Art 3 Abs 1 lit  c Satz 1 AVBV nach Ansicht des OGH 
als Ausdruck des Verstoßprinzips weder gegen § 864a ABGB 
noch gegen §  879 Abs  3 ABGB verstößt, überrascht nicht. 
Nach § 21a Abs 3 RAO hat die Versicherungssumme „für je-
den“ Versicherungsfall (Verstoß) zur Verfügung zu stehen. Nichts 
anderes regelt Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV. Eine Abweichung 
vom gesetzlichen Leitbild des § 21a Abs 3 RAO liegt nicht vor. 
Ob dagegen die Serienschadenklausel, welche im Wege der 
„Rechtsfi ktion“ mehrere Verstöße zu einem Versicherungsfall 
verklammert,46 der Geltungs- und Inhaltskontrolle standhalten 
würde, ließ der OGH offen. Der OGH hat die zum AGB-Recht 
bekannten Prüfmaßstäbe benannt (ua Abweichung vom Gesetz 
mit sachlicher Rechtfertigung, kein auffallendes Missverhältnis 
zwischen den Rechtspositionen der Vertragsparteien),47 anhand 
derer die Zulässigkeit der Serienschadenklausel der AVBV zu 
prüfen wäre. Eine ausführliche AGB-rechtliche Beurteilung der 
Serienschadenklausel kann hier nicht geleistet werden. Einige 
Überlegungen zu Serienschadenklausel und AGB-Recht – auch 
im Lichte der vorliegenden OGH-Entscheidung – seien aber 
genannt:
1. Die Serienschadenklausel ist grds im Versicherungsrecht 

anerkannt. Der Versicherer darf bei seriellen Fehlerwieder-
holungen (seriellen Haftpfl ichtrisiken) seine Leistungspfl icht 
durch eine Serienschadenklausel begrenzen.48 Eine sachliche 
Rechtfertigung für die Serienschadenklausel ist daher nicht 
zu leugnen und unter AGB-rechtlichen Gesichtspunkten zu 
würdigen.

2. Die Schwierigkeiten mit der Serienschadenklausel beginnen 
auf der Ebene der konkreten Formulierung und Verknüpfung 
der Serienelemente.49 Will der Versicherer eine (zulässige) 
Serienschadenklausel in den AVB vereinbaren, muss er sich 
einer sachlich rechtfertigbaren Defi nition und Verknüpfung be-
dienen, die zu keinem Missverhältnis in der Rechtsposition des 
Versicherungsnehmers gegenüber dem Versicherer führt. Der 
BGH hat in einer E zur Architektenhaftpfl ichtversicherung50 die 
vereinbarte Serienschadenklausel für unwirksam erklärt, weil 
die einzelnen Bestandteile der Serienschadenklausel eine zu 
geringe sachliche und zeitliche Verknüpfung aufgewiesen und 
den Versicherungsnehmer über Gebühr benachteiligt haben. 
Diese Leit-E des BGH ist auch für die AGB-rechtliche Prüfung 

46 Vgl zur Rechts- bzw Verklammerungsfi ktion der Serienschadenklausel 
bereits ausf Fenyves 69 (FN  19); ders, VR 1986, 62; ebenso Nowak-
Over 1; Gräfe/Brügge2 D Rz 407; Terbille/Hartmann § 22 Rz 82; für die 
Betriebshaftpfl ichtversicherung vgl zB Fuchs/Grigg/Schwarzinger 127.

47 Vgl zu den Prüfkriterien bei der Geltungs- und Inhaltskontrolle jüngst die 
ausf Übersichtsdarstellung bei Fenyves/Schauer/Fenyves Vor § 1 Rz 46 
(zur Geltungskontrolle), Rz 61 ff (zur Inhaltskontrolle); ebenfalls ausf Kath, 
Rechtsfragen bei Verwendung Allgemeiner Versicherungsbedingungen 
(2007) 161 ff (zur Geltungskontrolle), 345 ff (zur Inhaltskontrolle); nur zur 
Inhaltskontrolle vgl auch Faber, Die Inhaltskontrolle Allgemeiner Versiche-
rungsbedingungen (2003) 18 ff (43 ff).

48 Für Österreich Fenyves, VR 1986, 59; auch Schauer3 405–406 stellt 
die Serienschadenklausel grds nicht infrage; vgl ders, Einige Rechtsfra-
gen der obligatorischen Haftpfl ichtversicherung für Notare, NZ 1999, 310 
FN 50; für Deutschland Dallwig 249 mWn in FN 740; Gräfe/Brügge2 D 
Rz 408, ua mit Bezug auf den BGH VersR 1991, 175.

49 So schon Fenyves, Die Serienschadenklausel in den AHVB 1986, VR 
1986, 57 (59).

50 BGH VersR 1991, 175.

der Serienschadenklausel der AVBV, letztlich für die Prüfung 
jeglicher Serienschadenklausel, maßgeblich. Der Versicherer 
wird sich bei der Gestaltung der Serienelemente einer mög-
lichst klaren, bestimmbaren und praktikablen Formulierung in 
den AVB bedienen müssen, um eine gröbliche Benachteiligung 
des Versicherungsnehmers infolge unbestimmbarer Rechts-
begriffe auszuschließen.51 Vom AVB-Gestalter ist hierbei aller-
dings nichts Unmögliches zu fordern.52 Denn jede AVB-Klausel 
kommt um ein bestimmtes Abstraktionsniveau nicht umhin. Die 
Serienschadenklausel ist ein besonderes Beispiel einer an sich 
legitimen, aber abstrakten und inhaltlich schwer zu konkreti-
sierenden Risiko- und Klauselgestaltung.

3. Mit Blick auf die üblichen Serienschadenklauseln – ua jener 
der AVBV – ist daher zu fragen, ob diese Klauseln unter Be-
rücksichtigung ihrer Serienelemente einer verständigen Aus-
legung zugänglich sind. Bevor deren AGB-Rechtskonformi-
tät geprüft wird, ist durch Klausel-Auslegung der Inhalt der 
Serienschadenklausel zu klären.53 Die (wohl unvermeidliche) 
abstrakte Formulierung der Serienschadenklausel sagt grds 
nichts darüber aus, ob sie einer verständigen und sachlich 
fairen Auslegung zugänglich ist. Ist die Klausel durch Aus-
legung hinreichend verständlich/bestimmbar und von der 
Interessenverteilung zwischen Versicherer und Versiche-
rungsnehmer sachlich fair, wird eine AGB-Rechtskonformität 
der Serienschadenklausel nicht verneint werden können. 
Bringt die Auslegung der Serienschadenklausel dagegen 
keine sachlichen und fairen Maßstäbe für eine Interessenver-
teilung zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer, wird 
die Serienschadenklausel einer AGB-Prüfung nicht stand-
halten. Bevor in den „Chor“ der AGB-Kritik an der Serien-
schadenklausel eingestimmt wird,54 wäre eine detaillierte 
Auslegung der Serienschadenklausel in der Berufshaftpfl icht-
versicherung zu leisten. Abgesehen von einigen literarischen 
Stellungnahmen (ua zur österreichischen Serienschaden-
klausel der AHVB bzw AVBV)55 sowie literarischen Stellung-
nahmen in Deutschland56 ist dieses Thema in der Berufshaft-

51 Die Frage nach klaren (transparenten) Formulierungen in den AVB ist zwar 
(AGB-rechtlich) mehr dem Themenkreis „Transparenzkontrolle“ zuzuord-
nen. Das Transparenzgebot gem § 6 Abs 3 KschG betrifft nach österrei-
chischem Recht nur das Verhältnis Versicherer/Verbraucher, vgl Kath, 197 
(262 ff); vgl auch OGH 7 Ob 179/03d VersE 2030. Bei Berufshaftpfl icht-
versicherungen kontrahiert der Versicherer mit Versicherungsnehmern, 
die (idR schon) Unternehmer sind, sodass das Transparenzgebot (grds) 
nicht zur Anwendung kommt. Die mangelnde Transparenz kann aber – zu-
mindest nach stRsp des BGH – als eine unangemessene (nach österrei-
chischer Diktion gröbliche) Benachteiligung angesehen werden, vgl auch 
Fenyves/Schauer/Fenyves Vor § 1 Rz 99.

52 Vgl dazu schon Fenyves, Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen im 
Dilemma zwischen Kasuistik und Transparenz, VR 1984, 79 ff.

53 Zum Grundsatz, dass Auslegung vor AGB-Rechtsprüfung kommt, vgl 
Fenyves, Das Verhältnis von Auslegung, Geltungskontrolle und Inhalts-
kontrolle von AVB als methodisches und praktisches Problem, in FS Byd-
linski (2001) 121 ff; ebenso Kath 59. Der Auslegung kommt eine „klau-
selerhaltende“, der Inhaltskontrolle eine „klauselvernichtende“ Rolle zu, vgl 
Fenyves in FS Bydlinski (2001) 141; ihm folgend Kath 429.

54 Vgl FN 28.
55 In Österreich hat sich bis dato im Wesentlichen nur Fenyves einschlä-

gig zur Serienschadenklausel geäußert, und zwar in der bereits zitierten 
Monografi e aus dem Jahr 1988 (vgl FN 19) sowie in seinem Aufsatz „Die 
Serienschadenklausel in den AHVB 1986“, VR 1986, 57  ff; allgemeine 
Ausführungen fi nden sich bei Völkl/Völkl2 Rz  6/46  ff; ausführlicher dazu 
noch Völkl, AnwBl 1995, 170–174, aber ohne die einzelnen Serienele-
mente der Serienschadenklausel der AVBV zu analysieren. Referiert, nicht 
problematisiert, wird die Serienschadenklausel von Schauer3 405–406; 
ders, NZ 1999, 310 FN 50.

56 In der dt Literatur gibt es dagegen zahlreichere Stellungnahmen zur Se-
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pfl ichtversicherung noch ein offenes Feld. Auch dort, wo es 
Auslegungsversuche gibt, fehlt es zumeist an (mehreren) 
praktischen Beispielsfällen, um die Serienschadenthematik 
für den Versicherungsnehmer transparent und verständlich 
zu machen.

3.4. ZUR DRITTWIRKSAMKEIT DER SERIENSCHADEN-
KLAUSEL IN DER PFLICHTHAFTPFLICHTVER-
SICHERUNG

Dass Art 3 Abs 1 lit c Satz 1 AVBV („alle Folgen eines Verstoßes 
gelten als ein Versicherungsfall“) aus Sicht des OGH mit § 21a 
Abs 3 RAO iVm § 158c Abs 3 VersVG als Form einer „üblichen 
Leistungsbegrenzung“ harmonisiert und daher Wirksamkeit 
gegenüber dem geschädigten Dritten zukommt, ist ebenfalls 
selbstverständlich. Gem § 21a Abs 3 RAO muss die Versiche-
rungssumme „für jeden“ Versicherungsfall zur Verfügung stehen. 
Ist der Versicherungsfall in der Berufshaftpfl ichtversicherung der 
Verstoß, reicht es nach § 158c Abs 1 bzw Abs 3 VersVG aus, 
wenn die Versicherungssumme für alle Folgen eines Verstoßes 
dem geschädigten Dritten einmal ausbezahlt wird.

Ob anderes gilt, wenn mehrere Verstöße im Wege der 
Rechtsfi ktion durch die Serienschadenklausel zu einem Versi-
cherungsfall verklammert werden, wurde vom OGH offengelas-
sen. Unstrittig ist, dass in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung be-
tragliche Leistungsbegrenzungen infolge des dort verankerten 
Drittschutzes grundsätzlich skeptisch und tendenziell als unzu-
lässig zu betrachten sind.57 Die Pfl ichtversicherungssumme soll 
einen Mindeststandard an Versicherungsschutz für den geschä-
digten Dritten zur Verfügung stellen. Die Serienschadenklausel 
begrenzt unzweifelhaft den betraglichen Umfang des Versi-
cherungsschutzes, wenn sie mehrere selbstständige Verstöße 
(auch gegenüber mehreren geschädigten Dritten) zu einem 
Versicherungsfall verklammert.58 In der österreichischen Lite-
ratur hat sich va Fenyves59 ablehnend zur Drittwirksamkeit der 
Serienschadenklausel in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung ge-
äußert, weil sie den Pfl ichtversicherungsvorgaben zuwiderlaufe 
und den Drittschutz gegenüber dem Geschädigten aushöhle.

Das Attestieren „jeglicher“ Drittunwirksamkeit der Serien-
schadenklausel in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung ist jedoch 
zu weitgehend. Im Zentrum des Drittschutzes der Pfl ichthaft-
pfl ichtversicherung steht nicht jeder x-beliebige Geschädigte. 
Im Zentrum des Drittschutzes der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung 
steht der „unmittelbar“ Geschädigte.60 Der unmittelbar Ge-
schädigte ist idR der Vertragspartner des Versicherungsneh-
mers. Gerade der Vertragspartner des Versicherungsnehmers 
kann vom Versicherungsnehmer im Rahmen „seiner Berufstä-

rienschadenklausel, insb durch die bereits zitierte Monografi e von No-
wak-Over (FN 2) sowie durch die (zitierten) Arbeiten von Kaufmann 
(FN 2), Schlie (FN 11), Diller (FN 6) und Gräfe/Brügge (FN 2). Jüngst 
hat sich auch Wandt zur Serienschadenklausel der dt AHB 2008 (FN 19) 
geäußert.

57 Vgl dazu schon Fenyves, VR 2005, 74; vgl zur Kosteneinrechnung in der 
Pfl ichthaftpfl ichtversicherung auch Wilhelmer, Die Kosteneinrechnung in 
der Haftpfl ichtversicherung, VR 2012, 25 ff (insb 26 ff).

58 Fenyves, VR 2005, 75.
59 Ebenda 75; vgl aber auch Fenyves/Schauer/Rubin § 158b Rz 65; Von-

kilch, Die Haftung der Zertifi zierungsanbieter nach dem SigG und ihre 
Pfl ichtversicherung, VR 2001, 122.

60 Grundlegend dazu nach umfassender Auswertung der dt Literatur und Ju-
dikatur Dallwig 262–284 mwN (FN 32).

tigkeit“ (vgl § 21a Abs 1 RAO; § 30 Abs 1 NO) vordringlich 
geschädigt werden. Deshalb soll er in der Pfl ichthaftpfl ichtver-
sicherung besonders geschützt sein. Jeder Mandant kann und 
soll sich in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung als Vertragspartner 
des Versicherungsnehmers auf die Bereitstellung der Mindest-
versicherungssumme verlassen dürfen.61 Für nicht unmittelbare 
Vertragspartner des Versicherungsnehmers (etwa Geschädigte, 
die im Wege der „Dritthaftung“ vertragliche Haftpfl ichtansprü-
che geltend machen) greift der besondere Schutz des Pfl icht-
haftpfl ichtversicherungsrechtes nicht.62

Im Einzelnen ist weiter zu differenzieren: Mehrere voneinan-
der unabhängige Mandanten müssen die Versicherungssum-
me nicht miteinander teilen, nur weil der Versicherungsnehmer 
bei mehreren Mandanten jeweils den gleichen Beratungsfehler 
begeht.63 Jedem Mandanten als Vertragspartner des Versiche-
rungsnehmers muss die volle Mindestversicherungssumme zur 
Verfügung stehen.64 Eine Zusammenfassung von Pfl ichtverlet-
zungen im Wege der Serienschadenklausel zu einem Versiche-
rungsfall (etwa durch Annahme eines wirtschaftlichen Zusam-
menhanges) kann folglich gegenüber mehreren voneinander 
unabhängigen Mandanten nicht wirksam sein. Dies sieht auch 
der OGH so, ohne dies in der streitgegenständlichen Entschei-
dung ausdrücklich anzusprechen. Nach Ansicht des OGH wird 
bei „Verletzung eines Vertrages gegenüber einem Geschädig-
ten aufgrund von mehreren gleichartigen Handlungen aufgrund 
eines einheitlichen Willensentschlusses, wodurch ein Schaden 
entsteht“, der „übliche Rahmen“ einer Risikobegrenzung nicht 
überschritten.65 Bei „Verletzung eines Vertrages“ gegenüber 
„einem Geschädigten“ reicht es aus Sicht des OGH, wenn die 
Versicherungssumme (egal ob Dauerverstoß, und so die weitere 
Schlussfolgerung des Autors, egal ob Serienschaden) dem ge-
schädigten Dritten gegenüber nur einmal zur Verfügung steht. 
Wirkt die Serienschadenklausel dagegen gegenüber mehreren 
selbstständigen Mandanten, wird aus Sicht des OGH und aus 
Sicht des Autors der Rubikon des Zulässigen überschritten. Er-
gebnis: Die Pfl ichthaftpfl ichtversicherungssumme steht nicht 
für jeden Geschädigten, sondern nur für jeden Vertragspartner 
(Mandanten) des Versicherungsnehmers zur Verfügung.

61 Dallwig 270.
62 Ausführlich dazu Dallwig 273 ff. Eine vertraglich abgeleitete Dritthaftung 

fi ndet sich zB (derzeit besonders aktuell) im Bereich der Abschlussprü-
ferhaftung, vgl dazu jüngst Wilhelmer, Abschlussprüferhaftung, Bestäti-
gungsvermerk und Kausalitätsbeweis bei Anlegerschäden, RWZ 2014, 
318 ff. Allen geschädigten Anlegern sowie dem geschädigten geprüften 
Unternehmen steht die Versicherungssumme pro Abschlussprüfung nur 
einmal zur Verfügung. Die Dritthaftungsgeschädigten müssen sich die Ver-
sicherungssumme mit dem geprüften Unternehmen als Vertragspartner 
des Versicherungsnehmers teilen, vgl dazu schon Wilhelmer, Abschluss-
prüferhaftung und Versicherungsschutz, RdW 2007, 455 ff.

63 Anderes gilt, wenn mehrere Geschädigte dem Versicherungsnehmer 
einen gemeinsamen Auftrag erteilen, sodass die mehreren Verstöße durch 
einen rechtlichen Zusammenhang verklammert sind, vgl dazu Diller §  3 
Rz  88 (allerdings ohne Bezug auf die deckungsbegrenzende Wirkung 
der Serienschadenklausel in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung), so explizit 
aber Dallwig 271 (mit Bezug auf die deckungsbegrenzende Wirkung der 
Serienschadenklausel in der Pfl ichthaftpfl ichtversicherung).

64 Dallwig 270–271.
65 Gem § 158c Abs 3 VersVG und nach der Judikatur des OGH sind in der 

Pfl ichthaftpfl ichtversicherung „übliche“ Risikoausschlüsse und Leistungs-
begrenzungen gegenüber dem geschädigten Dritten zulässig. Vgl dazu 
bereits OGH 7  Ob 33/10v, 7  Ob 145/13v; ebenso grds Fenyves, VR 
2005, 74. Dabei ist nicht nur auf die „Üblichkeit“, sondern auch auf die 
sachliche Begründung einer Risikobegrenzungsklausel abzustellen; vgl 
auch Fenyves/Schauer/Rubin § 158b Rz 58.
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Dies heißt andererseits: Mehrere Verstöße gegenüber einem 
Mandanten können im Rahmen der Serienschadenklausel dritt-
wirksam zu einem Versicherungsfall verklammert werden.66 Je-
der Mandant kann sich auf die Bereitstellung der vollen Min-
destversicherungssumme verlassen, aber eben „nur“ darauf.67 
Die Serienschadenklausel entfaltet bei mehreren Verstößen im 
Rahmen eines Mandates (Vertrages) gegenüber einem Man-
danten (auch bei mehreren Einzelschäden in seinem Vermögen) 
Drittwirksamkeit. Analog den Verursacher- und Schadensklau-
seln, die keine Serienschadenklauseln im eigentlichen Sinn 
darstellen, ist nicht einzusehen, warum die Leistungspfl icht des 
Versicherers erhöht sein soll, nur weil im Rahmen eines Manda-
tes gegenüber einem Mandanten mehrere Verstöße begangen 

66 Dallwig 271.
67 Ebenda.

werden, und nicht bloß nur ein Verstoß, der den gleichen Scha-
den oder die gleichen mehreren Einzelschäden verursacht.

Der Autor:
Dr. Hermann Wilhelmer ist Haftpfl icht- und Versiche-
rungsspezialist für rechts- und wirtschaftsberatende 
Berufe und Leiter der von Lauff und Bolz Versiche-
rungsmakler GmbH in Österreich. 

Jüngste Publikationen:
Abschlussprüferhaftung, Bestätigungsvermerk und 
Kausalitätsbeweis bei Anlegerschäden, RWZ 2014, 
318 ff; Zur Aliquotierung der Abwehrkosten in der 
Berufshaftpfl ichtversicherung – zugleich eine Bespre-
chung von OGH 7 Ob 60/13v, ZFR 2015/29, 53.

h.wilhelmer@vonlauffundbolz.at

lesen.lexisnexis.at/autor/Wilhelmer/Hermann

Fo
to

 P
ic

tu
re

s B
or

n 
A

te
lie

r f
ür

 F
ot

og
ra

fi e

ZFR_6_2015_v4.indd   261ZFR_6_2015_v4.indd   261 6/11/2015   11:07:016/11/2015   11:07:01




